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A. Evangelische Kirche in Deutschland

Nr. 17
Bekanntmachung der Neufassung der Wahlordnung zum Kirchengesetz

über Mitarbeitendenvertretungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Vom 12. September 2025

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat aufgrund des § 11 Absatz 2 des Kirchengesetzes
über die Mitarbeitendenvertretungen in der Evangelischen Kirche in Deutschland in der Fassung
vom 20. Januar 2024 (ABl. EKD S. 1) in seiner Sitzung am 12. September 2025 folgende Rechtsverord-
nung erlassen:

Wahlordnung zum Kirchengesetz über Mitarbeitendenvertretungen
in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Inhaltsübersicht

§ 1 Durchführung der Wahl, Zusammensetzung des Wahlvorstandes
§ 2 Einleitung des Wahlverfahrens, Bildung und Abberufung des Wahlvorstandes
§ 3 Geschäftsführung des Wahlvorstandes
§ 4 Listen der Wahlberechtigten und der Wählbaren
§ 5 Wahltermin und Wahlausschreiben
§ 6 Wahlvorschläge
§ 7 Gesamtvorschlag und Stimmzettel
§ 8 Durchführung der Wahl
§ 9 Stimmabgabe durch Briefwahl
§ 10 Feststellung des Wahlergebnisses
§ 11 Bekanntgabe des Wahlergebnisses
§ 12 Vereinfachte Wahl
§ 13 Wahlunterlagen
§ 14 Wahl der Vertretung der Jugendlichen und der Auszubildenden
§ 15 Wahl der Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeitenden
§ 16 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

§ 1
Durchführung der Wahl, Zusammensetzung des Wahlvorstandes

(1) Die Wahl der Mitarbeitendenvertretung wird von einem Wahlvorstand vorbereitet und durch-
geführt, es sei denn die Mitarbeitendenvertretung wird im vereinfachten Wahlverfahren gemäß § 12
gewählt.
(2)  Der Wahlvorstand besteht aus drei Mitgliedern. Die Mitarbeitendenvertretung kann die Zahl der
Wahlvorstandsmitglieder erhöhen, wenn dies zur ordnungsgemäßen Durchführung der Wahl er-
forderlich ist. Der Wahlvorstand muss aus einer ungeraden Zahl von Mitgliedern bestehen. Gleich-
zeitig soll eine entsprechende Zahl von Ersatzmitgliedern berufen werden. Im Wahlvorstand soll die
Ausgewogenheit des Geschlechterverhältnisses beachtet werden.
(2a)  Abweichend von Absatz 2 besteht der Wahlvorstand in Dienststellen mit weniger als 50 Wahl-
berechtigten aus einer Person, sofern die Wahl nicht als vereinfachte Wahl nach § 12 durchgeführt
wird. Der Wahlvorstand nach Satz 1 ist berechtigt und verpflichtet, eine mitarbeitende Person wäh-
rend der Wahlhandlung und zur Stimmenauszählung hinzuzuziehen.
(3) Mitglied oder Ersatzmitglied kann nur sein, wer nach § 10 MVG-EKD die Wählbarkeit zur Mitar-
beitendenvertretung besitzt. Mitglieder und Ersatzmitglieder dürfen der bestehenden Mitarbeiten-
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denvertretung der Dienststelle nicht angehören. Wird ein Mitglied oder Ersatzmitglied zur Wahl der
Mitarbeitendenvertretung aufgestellt, so scheidet es aus dem Wahlvorstand aus; an dessen Stelle
tritt ein Ersatzmitglied.
(4)  Der Wahlvorstand kann zu seiner Unterstützung die Ersatzmitglieder nach Absatz 2 sowie Wahl-
berechtigte nach § 9 MVG-EKD als Wahlhelfende bei der Durchführung der Wahlhandlung heran-
ziehen.

§ 2
Einleitung des Wahlverfahrens, Bildung und Abberufung des Wahlvorstandes

(1) Der Wahlvorstand wird spätestens fünf Monate vor Ablauf der regelmäßigen Amtszeit der Mit-
arbeitendenvertretung durch die amtierende Mitarbeitendenvertretung berufen. Besteht keine Mit-
arbeitendenvertretung, wird der Wahlvorstand von der Dienststellenleitung im Einvernehmen mit
dem Gesamtausschuss der Gliedkirche oder des gliedkirchlichen Diakonischen Werks bestellt. Für
die Bestellung zum Wahlvorstand bedarf es der Zustimmung der ausgewählten Personen.
(2) In den Fällen der Neuwahl der Mitarbeitendenvertretung vor Ablauf der Amtszeit nach § 16 Ab-
satz 1 MVG-EKD ist unverzüglich nach § 16 Absatz 2 Satz 2 MVG-EKD von der Dienststellenleitung im
Einvernehmen mit dem Gesamtausschuss der Gliedkirche oder des gliedkirchlichen Diakonischen
Werks ein neuer Wahlvorstand zu bestellen.
(3) Für die Abberufung von Mitgliedern des Wahlvorstandes gilt § 17 MVG-EKD entsprechend.

§ 3
Geschäftsführung des Wahlvorstandes

(1) Der Wahlvorstand wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden oder die Vorsitzende sowie den
Schriftführer oder die Schriftführerin und legt die Reihenfolge der Hinzuziehung der Ersatzmitglie-
der fest. Hierzu beruft das älteste Mitglied den Wahlvorstand binnen sieben Tagen nach der Bestel-
lung ein.
(2)  Der Wahlvorstand trifft seine Entscheidungen durch Beschluss mit einfacher Stimmenmehrheit
seiner Mitglieder. Bei Verhinderung eines Wahlvorstandsmitgliedes ist ein Ersatzmitglied hinzuzu-
ziehen. § 26 Absatz 2 Sätze 2 und 3 und Absatz 3 MVG-EKD sind entsprechend anzuwenden. Über alle
Sitzungen des Wahlvorstandes und die im Folgenden bestimmten Handlungen sind Niederschriften
zu erstellen, die von dem oder der Vorsitzenden und dem Schriftführer oder der Schriftführerin zu
unterzeichnen sind.

§ 4
Listen der Wahlberechtigten und der Wählbaren

(1)  Der Wahlvorstand erstellt für die Wahl je eine Liste der nach § 9 MVG-EKD Wahlberechtigten und
der nach § 10 MVG-EKD Wählbaren. Beide Listen sind mindestens vier Wochen vor der Wahl in der
Dienststelle zur Einsicht auszuhängen oder den Wahlberechtigten in anderer geeigneter Weise be-
kannt zu geben. Die Wahlberechtigten sollen mit Familiennamen und Vornamen in alphabetischer
Reihenfolge aufgeführt werden. Beide Listen sind vom Wahlvorstand bis zum Beginn der Wahl-
handlung zu aktualisieren, wenn sich nach Aushang oder sonstiger Bekanntgabe Änderungen er-
geben.
(2) Mitarbeitende sowie die Dienststellenleitung können bis zum Beginn der Wahlhandlung gegen
die Eintragung oder Nichteintragung von Mitarbeitenden in Textform und begründet Einspruch
einlegen. Der Wahlvorstand entscheidet unverzüglich und spätestens bis zum Ende der Wahlhand-
lung über den Einspruch und teilt seine Entscheidung in Textform mit. Die Entscheidung ist ab-
schließend. Wird die Wahl als Briefwahl durchgeführt, beginnt die Wahlhandlung mit dem Versand
der Briefwahlunterlagen.
(3) Die Dienststellenleitung und andere kirchliche Stellen haben bei der Aufstellung der in Absatz 1
genannten Listen Amtshilfe zu leisten.

§ 5
Wahltermin und Wahlausschreiben

(1)  Der Wahlvorstand setzt den Termin für die Wahl der Mitarbeitendenvertretung fest. Der Termin
darf nicht später als fünf Monate nach der Bildung des Wahlvorstandes liegen. Der Wahlvorstand
erlässt spätestens sieben Wochen vor dem Wahltag ein Wahlausschreiben, das in der Dienststelle
zur Einsicht ausgehängt oder den Wahlberechtigten in anderer geeigneter Weise bekannt gegeben
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wird. Auswärtig beschäftigte und andere Wahlberechtigte, die nicht zum Zeitpunkt der Wahlhand-
lung in der Dienststelle beschäftigt sind, erhalten das Wahlausschreiben durch Zusendung.
(2)  Das Wahlausschreiben muss Angaben erhalten über
a) Ort und Tag seines Erlasses,
b) Ort, Tag und Zeit der Wahl,
c) Ort und Zeit des Aushangs oder der sonstigen Bekanntgabe der in § 4 Absatz 1 genannten Listen

zur Einsichtnahme,
d) den Hinweis, dass Einsprüche gegen die Listen bis zum Beginn der Wahlhandlung in Textform

und begründet beim Wahlvorstand eingelegt werden können,
e) die Zahl der zu wählenden Mitglieder der Mitarbeitendenvertretung,
f) die Frist für die Einreichung von Wahlvorschlägen nach § 6,
g) die Voraussetzungen und das Verfahren für die Briefwahl nach § 9,
h) die Kontaktdaten und Informationen zur Erreichbarkeit des Wahlvorstandes,
i) Ort, Tag und Zeit der öffentlichen Stimmauszählung.
(3)  In dem Wahlausschreiben ist besonders auf § 12 MVG-EKD hinzuweisen sowie auf das Erfordernis,
dass mehr Personen vorgeschlagen werden sollen als Mitglieder in die Mitarbeitendenvertretung
zu wählen sind.
(4)  Der Wahlvorstand kann dem Wahlausschreiben Antragsformulare für Wahlvorschläge und die
Briefwahl beifügen.

§ 6
Wahlvorschläge

(1)  Die Wahlberechtigten können binnen drei Wochen nach Aushang oder der sonstigen Bekannt-
gabe des Wahlausschreibens einen Wahlvorschlag beim Wahlvorstand einreichen, der von mindes-
tens drei Wahlberechtigten in Textform unterstützt werden muss; abweichend hiervon ist in Dienst-
stellen und Einrichtungen mit weniger als 50 Mitarbeitenden die Unterstützung eines oder einer
Wahlberechtigten ausreichend.
(2)  Der Wahlvorstand prüft unverzüglich die Ordnungsmäßigkeit der Wahlvorschläge und die Wähl-
barkeit der Vorgeschlagenen. Er überzeugt sich, dass die Vorgeschlagenen mit ihrer Nominierung
einverstanden sind. Beanstandungen sind dem oder der ersten Vorschlagenden des Wahlvorschla-
ges unverzüglich mitzuteilen; sie können innerhalb der Einreichungsfrist behoben werden.
(3)  Der Wahlvorstand wird entsprechend § 12 MVG-EKD darauf hinwirken, dass die Ausgewogenheit
des Geschlechterverhältnisses zu beachten ist.
(4)  Die Frist aus Absatz 1 kann vom Wahlvorstand einmalig um eine Woche verlängert werden.

§ 7
Gesamtvorschlag und Stimmzettel

(1)  Der Wahlvorstand stellt alle gültigen Wahlvorschläge zu einem Gesamtvorschlag zusammen und
führt darin die Namen der Vorgeschlagenen in alphabetischer Reihenfolge auf. Art und Ort der Tä-
tigkeit der Vorgeschlagenen sind anzugeben.
(2)  Der Gesamtvorschlag ist allen Wahlberechtigten spätestens zwei Wochen vor der Wahl durch
Aushang oder in anderer geeigneter Weise bekannt zu geben.
(3)  Die Stimmzettel sind dem Gesamtvorschlag nach Absatz 1 entsprechend zu gliedern. Sie müssen
in Größe, Farbe, Beschaffenheit und Beschriftung identisch sein und die Zahl der zu wählenden
Mitglieder der Mitarbeitendenvertretung muss darauf angegeben werden.

§ 8
Durchführung der Wahl

(1)  Die Wahl findet in Anwesenheit von mindestens zwei Mitgliedern des Wahlvorstandes statt.
Sofern der Wahlvorstand aus nur einem Mitglied besteht, findet die Wahl unter Anwesenheit dieses
Mitgliedes und der hinzugezogenen mitarbeitenden Person nach § 1 Absatz 2a Satz 2 statt. Diese
führen die Liste der Wahlberechtigten und vermerken darin die Stimmabgabe. Vor Beginn der
Stimmabgabe hat der Wahlvorstand festzustellen, dass die Wahlurnen leer sind; sie sind bis zum
Abschluss der Wahlhandlung verschlossen zu halten.

116   Amtsblatt der EKD Nr. 6/25



(2)  Das Wahlrecht wird durch Abgabe des Stimmzettels ausgeübt, der zusammengefaltet in die ver-
schlossene Wahlurne eingeworfen wird. Es können auch Wahlumschläge für die Stimmzettel aus-
gegeben werden. Vor der Ausgabe des Stimmzettels ist festzustellen, ob die wählende Person wahl-
berechtigt ist.
(3)  In Bedarfsfällen können mehrere Stimmbezirke eingerichtet werden. In diesem Fall kann der
Wahlvorstand seine Ersatzmitglieder nach § 1 Absatz 2 Satz 4 zur Durchführung der Wahl heranzie-
hen. In jedem Stimmbezirk müssen zwei Mitglieder des Wahlvorstandes oder ein Mitglied und ein
Ersatzmitglied anwesend sein. Für die nötigen Arbeiten im Wahlraum kann der Wahlvorstand Wahl-
helfer und Wahlhelferinnen hinzuziehen.
(4)  Auf dem Stimmzettel dürfen höchstens so viele Namen angekreuzt werden, wie Mitglieder in die
Mitarbeitendenvertretung zu wählen sind. Es darf für die Vorgeschlagenen nur jeweils eine Stimme
abgegeben werden.
(5)  Die unbeobachtete Kennzeichnung der Stimmzettel ist zu gewährleisten. Wahlberechtigte kön-
nen sich zur Stimmabgabe einer Person ihres Vertrauens bedienen, wenn sie infolge einer Behin-
derung hierbei beeinträchtigt sind. Zur Wahl vorgeschlagene Personen, Mitglieder oder Ersatzmit-
glieder des Wahlvorstandes sowie Wahlhelfer und Wahlhelferinnen dürfen nicht zur Hilfeleistung
herangezogen werden.

§ 9
Stimmabgabe durch Briefwahl

(1)  Wahlberechtigte, die im Zeitpunkt der Wahl verhindert sind, ihre Stimme persönlich abzugeben,
können ihr Wahlrecht im Wege der Briefwahl ausüben.
(1a)  Der Wahlvorstand kann beschließen, dass Wahlberechtigten, die im Zeitpunkt der Wahl räum-
lich weit vom Wahlort entfernt tätig sind oder aufgrund der Eigenart ihres Beschäftigungsverhält-
nisses nicht am Wahlort anwesend sein können, die Briefwahlunterlagen zur Verfügung gestellt
werden, ohne dass es eines Verlangens der Wahlberechtigten bedarf. Den Betroffenen bleibt es un-
benommen, ihre Stimme persönlich abzugeben.
(2)  Für die Briefwahl hat der Wahlvorstand auf Antrag
a) den Stimmzettel,
b) einen neutralen Wahlumschlag und
c) soweit notwendig einen größeren Freiumschlag, der die Anschrift des Wahlvorstandes und den

Vermerk »Schriftliche Stimmabgabe« trägt, auszuhändigen oder zu übersenden.
Der Antrag muss dem Wahlvorstand drei Tage vor der Wahl vorliegen. Wer den Antrag für eine
andere wahlberechtigte Person stellt, muss nachweisen, dass eine entsprechende Berechtigung vor-
liegt. Eine Ablehnung ist dem Antragsteller oder der Antragstellerin unverzüglich mitzuteilen.
(3)  Im Wege der Briefwahl abgegebene Stimmen können nur berücksichtigt werden, wenn sie bis
zum Abschluss der Wahlhandlung beim Wahlvorstand eingegangen sind.
(4)  Der Wahlvorstand sammelt die eingehenden Wahlbriefe und bewahrt sie bis zum Abschluss der
Wahlhandlung gesondert auf. Er vermerkt die Stimmabgabe in der Liste der Wahlberechtigten, in
der auch die Aushändigung des Wahlbriefes zu vermerken ist. Nach Abschluss der Wahlhandlung
öffnet der Wahlvorstand alle bis dahin vorliegenden Wahlbriefumschläge, entnimmt ihnen die
Wahlumschläge und legt diese in die Wahlurne.
(5)  Ein Wahlbrief ist ungültig, wenn er erst nach Abschluss der Wahlhandlung eingegangen ist. Ein
ungültiger Wahlbrief ist ungeöffnet samt seinem Inhalt auszusondern und zu den Wahlunterlagen
zu nehmen.

§ 10
Feststellung des Wahlergebnisses

(1)  Nach Abschluss der Wahlhandlung stellt der Wahlvorstand unverzüglich fest, wie viele Stimmen
auf die einzelnen Vorgeschlagenen entfallen sind und ermittelt ihre Reihenfolge nach der Stim-
menzahl. Das Ergebnis ist in einem Protokoll festzuhalten, das vom Wahlvorstand zu unterzeichnen
ist. Die Auszählung der Stimmen ist für die Wahlberechtigten öffentlich.
(2)  Sind nach § 8 Absatz 3 mehrere Stimmbezirke eingerichtet, so stellt der Wahlvorstand erst nach
Abschluss der Wahlhandlung in allen Stimmbezirken das Gesamtergebnis fest. Absatz 1 Satz 3 gilt
entsprechend.
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(3)  Als Mitglied der Mitarbeitendenvertretung sind die Vorgeschlagenen gewählt, auf welche die
meisten Stimmen entfallen. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.
(4)  Ersatzmitglieder sind die Vorgeschlagenen, auf welche die in der Reihenfolge nächst niedrigere
Zahl der Stimmen entfällt oder die bei der Feststellung der gewählten Mitglieder der Mitarbeiten-
denvertretung durch Los ausgeschieden sind. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.
(5)  Ungültig sind Stimmzettel,
a) die bei der Verwendung von Wahlumschlägen nicht in einem Wahlumschlag abgegeben wor-

den sind,
b) die nicht vom Wahlvorstand ausgegeben worden sind,
c) auf denen mehr Namen als nach § 8 Absatz 4 zulässig angekreuzt worden sind, auf denen Vor-

geschlagene mehr als eine Stimme erhalten haben oder aus denen sich der Wille des Wählers
oder der Wählerin nicht zweifelsfrei ergibt,

d) die einen Zusatz enthalten.

§ 11
Bekanntgabe des Wahlergebnisses

Der Wahlvorstand gibt das Wahlergebnis unverzüglich der Dienststellenleitung und den Wahlbe-
rechtigten in geeigneter Weise bekannt und benachrichtigt die Gewählten in Textform. Die Wahl
gilt als angenommen, sofern sie nicht binnen einer Woche nach Zugang der Benachrichtigung dem
Wahlvorstand gegenüber in Textform abgelehnt wird. Wird die Wahl abgelehnt, tritt an die Stelle
des oder der Gewählten der oder die Vorgeschlagene mit der nächst niedrigeren Stimmenzahl.

§ 12
Vereinfachte Wahl

(1)  In Dienststellen mit in der Regel nicht mehr als 100 Wahlberechtigten wird die Mitarbeitenden-
vertretung in einem vereinfachten Wahlverfahren gewählt, es sei denn ein Beschluss gemäß Absatz 3
wird gefasst. Die Wahl erfolgt in einer Versammlung der Wahlberechtigten; für die Einberufung gilt
§ 2 entsprechend. Die Einberufung muss in Textform oder durch Aushang erfolgen und die Namen
der Wahlberechtigten und der Wählbaren enthalten sowie die Anzahl der zu wählenden Mitglieder
der Mitarbeitendenvertretung.
(2)  Die Versammlung wählt durch Zuruf und offene Abstimmung aus ihrer Mitte einen Versamm-
lungsleiter oder eine Versammlungsleiterin, welcher oder welche die Aufgaben des Wahlvorstandes
übernimmt. Er oder sie erläutert die Voraussetzungen und die Form des vereinfachten Wahlverfah-
rens. Danach fordert der Versammlungsleiter oder die Versammlungsleiterin die Versammlung auf,
durch Zuruf oder schriftlich Wahlvorschläge abzugeben und teilt mit, wie lange die Abgabe von
Wahlvorschlägen möglich ist. § 1 Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden. Über die Wahlvorschläge
wird in geheimer Wahl abgestimmt. Für die Wahl gelten die allgemeinen Grundsätze über die Durch-
führung von Wahlen nach § 8 entsprechend. Eine Briefwahl findet nicht statt. Für die Stimmaus-
zählung hat der Versammlungsleiter oder die Versammlungsleiterin eine mitarbeitende Person aus
der Versammlung hinzuziehen; § 1 Absatz 3 gilt entsprechend. Für die Feststellung und Bekanntgabe
des Wahlergebnisses gelten die §§ 10 und 11 entsprechend.
(3)  In Dienststellen mit mehr als 15 wahlberechtigten Mitarbeitenden kann die Versammlung mit
einfacher Mehrheit der anwesenden Wahlberechtigten beschließen, dass das vereinfachte Wahlver-
fahren nicht stattfindet. In diesem Fall wird ein Wahlvorstand nach Maßgabe des § 2 bestellt, der die
Wahl in nicht vereinfachter Weise vorbereitet und durchführt.

§ 13
Wahlunterlagen

Sämtliche Wahlunterlagen, insbesondere Niederschriften, Listen der Wahlberechtigten sowie der
Wählbaren, Wahlausschreiben, Wahlvorschläge, Stimmzettel, sind von der Mitarbeitendenvertre-
tung fünf Jahre lang aufzubewahren.

§ 14
Wahl der Vertretung der Jugendlichen und der Auszubildenden

(1)  Für die Wahl der Vertretung der Jugendlichen und Auszubildenden nach § 49 MVG-EKD beruft
die amtierende Mitarbeitendenvertretung den Wahlvorstand. Soweit die Wahl der Vertretung der
Jugendlichen und Auszubildenden zeitlich im Zusammenhang mit der Wahl der Mitarbeitenden-
vertretung stattfindet, erfolgt die Wahl unter Leitung des Wahlvorstandes für die Wahl der Mitar-
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beitervertretung in einem gesonderten Wahlgang. Hierfür kann die Mitarbeitendenvertretung den
Wahlvorstand im Sinne des § 1 Absatz 2 erweitern.
(2)  Wahlvorschläge können von Mitarbeitenden abgegeben werden, die berechtigt sind, die Vertre-
tung der Jugendlichen und der Auszubildenden zu wählen.
(3)  Von den Wahlberechtigten können jeweils so viele Stimmen abgegeben werden, wie Personen
in die Vertretung der Jugendlichen und der Auszubildenden zu wählen sind.
(4)  Im Übrigen gelten für das Wahlverfahren die Bestimmungen dieser Wahlordnung sinngemäß.

§ 15
Wahl der Vertrauensperson der schwerbehinderten Mitarbeitenden

(1)  Wahlberechtigt sind alle in der Dienststelle für die die Mitarbeitendenvertretung gewählt wird
beschäftigten schwerbehinderten Mitarbeitenden und Personen, die gemäß § 151 Absatz 2 des Neun-
ten Buches Sozialgesetzbuch mit schwerbehinderten Menschen gleichgestellt sind.
(1a)  Wahlvorschläge können von Mitarbeitenden abgegeben werden, die berechtigt sind, die Ver-
trauensperson der schwerbehinderten Mitarbeitenden zu wählen.
(2)  Die Wahl der Vertrauensperson wird im Briefwahlverfahren durchgeführt. Die Liste der wählba-
ren Personen ist gemäß § 4 Absatz 1 in der Dienststelle zur Einsicht auszuhängen oder den Wahlbe-
rechtigten in anderer geeigneter Weise bekannt zu geben. Anstelle des Aushangs oder der sonstigen
Bekanntgabe werden die Wahllisten auf Antrag der wahlberechtigten Personen übersandt oder zur
Einsichtnahme bereitgestellt. Die wahlberechtigte Person hat lediglich einen Anspruch auf Einsicht
in ihre eigenen personenbezogenen Daten. Im Übrigen gelten für die Wahl der Vertrauensperson
der schwerbehinderten Mitarbeitenden die Vorschriften über die Wahl der Mitarbeitendenvertre-
tung entsprechend. Gemäß § 50 Absatz 4 MVG-EKD sind auch nicht schwerbehinderte Mitarbeitende
wählbar.

§ 16
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1)  Diese Regelung tritt am 1. Oktober 2025 in Kraft.
(2)  Gleichzeitig tritt die Wahlordnung vom 15. Januar 2011 (ABl. EKD S. 2, 33, 304), die zuletzt durch
Verordnung vom 11. Dezember 2021 (ABl. EKD 2022 S.6) geändert worden ist, außer Kraft.
H a n n o v e r, den 12. September 2025

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Nr. 18
Beschlüsse der Arbeitsrechtlichen Kommission der Diakonie Deutschland.

Vom 9. Juli 2025

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Diakonie Deutschland hat gemäß der Ordnung vom 7. Juni
2001 in der Fassung vom 21. Dezember 2021 in ihrer Sitzung am 9. Juli 2025 folgende Beschlüsse
gefasst:

A. Entgeltentwicklung 2026/2027 (Anlage 1 AVR.DD)

I. Lineare Erhöhungen für Mitarbeitende nach Anlage 1
1. Die Tabellenentgelte der Anlagen 2 und 5 werden zum 1. September 2026 um 3,0 v. H. erhöht.
2. Abweichend von Nr. 1 lauten die Tabellenwerte der Anlage 2 für die Entgeltgruppe 1 2.501,19 €

(Basisstufe) und 2.577,49 € (Erfahrungsstufe 1).
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3. Die sich aus den Erhöhungen ergebenden neuen Werte werden mit Rundschreiben veröffent-
licht. Dies gilt auch für die Werte der Anlage 9 bzw. der Anlage 7a.

Inkrafttreten am 1. September 2026

II. Erhöhung der Ausbildungs- und Praktikantenentgelte
1. Die monatlichen Ausbildungsentgelte gemäß Anlage 10a werden zum 1. September 2026 wie folgt
neu gefasst:

I. Für die Berufe Entgelt Kinderzuschlag
der Sozialarbeiterin, des Sozialarbei-
ters

2.373,31 € 71,36 €

der Sozialpädagogin, des Sozialpäda-
gogen

2.373,31 € 71,36 €

der Heilpädagogin, des Heilpädagogen 2.373,31 € 71,36 €
der pharm.-techn. Assistentin,des
pharm.-techn. Assistenten

2.048,79 € 68,00 €

der Altenpflegerin, des Altenpflegers 2.048,79 € 68,00 €
der Erzieherin, des Erziehers 2.048,79 € 68,00 €
der Heilerziehungspflegerin, des Heil-
erziehungspflegers

2.048,79 € 68,00 €

der Kinderpflegerin, des Kinderpfle-
gers

1.966,54 € 68,00 €

der Haus- und Familienpflegerin, des
Haus- und Familienpflegers

1.966,54 € 68,00 €

der Rettungsassistentin, des Rettungs-
assistenten

1.966,54 € 68,00 €

der Masseurin und med. Bademeiste-
rin, des Masseurs und med. Bademeis-
ters

1.966,54 € 68,00 €

II. Auszubildende
Das Ausbildungsentgelt beträgt:

im ersten Ausbildungsjahr 1.350,00 €
im zweiten Ausbildungsjahr 1.400,00 €
im dritten Ausbildungsjahr 1.450,00 €
im vierten Ausbildungsjahr 1.500,00 €

III. im Pflegedienst
Schülerinnen und Schüler in der Krankenpflege, Kinderkrankenpflege, Entbindungspflege und Al-
tenpflege:

im ersten Ausbildungsjahr 1.500,00 €
im zweiten Ausbildungsjahr 1.575,00 €
im dritten Ausbildungsjahr 1.650,00 €

Schülerinnen und Schüler in
der Krankenpflegehilfe und
in der Altenpflegehilfe

1.425,00 €
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2. Die Ausbildungsentgelte im Anhang der Anlage 10/III werden zum 1. September 2026 wie folgt neu
gefasst:

im ersten Ausbildungsjahr 1.500,00 €
im zweiten Ausbildungsjahr 1.575,00 €
im dritten Ausbildungsjahr 1.650,00 €

Inkrafttreten am 1. September 2026

III. Pflege- und Betreuungszulage
In § 14 Absatz 2 Buchstabe c) wird der Wert „80“ durch den Wert „100“ ersetzt.
Inkrafttreten zum 1. Juli 2026

IV. Zulage Praxisanleitung
1. § 14 Absatz 2 Buchstabe e) wird wie folgt neu gefasst:

„in der Entgeltgruppe 7 oder 8 die bzw. der aufgrund ausdrücklicher Übertragung ständig Tä-
tigkeiten in der Praxisanleitung
- gemäß § 4 Abs. 3 der Pflegeberufe-Ausbildungs- und Prüfungsverordnung (PflAPrV) oder
- gemäß § 3 Abs. 1 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und

Notfallsanitäter (NotSan-APrV)
ausübt, eine monatliche Zulage in Höhe von 200 Euro. Für Tätigkeiten nach Buchstabe e) bisher
auf der Grundlage von einzelvertraglichen Vereinbarungen gezahlte Zulagen werden auf die
Zulage nach Buchstabe e) angerechnet. Beim Zusammentreffen der Zulagen nach Buchstabe e)
und Buchstabe f) wird nur die höchste Zulage gezahlt.“

2. § 14 Absatz 2 Buchstabe f) wird wie folgt neu gefasst:
„in der Entgeltgruppe 7 mit ausdrücklich übertragenen Tätigkeiten, für die eine Fachweiterbil-
dung in Palliative Care (vgl. § 37b und § 39a SGB V) oder Wundmanagement von mindestens
160 Zeitstunden erforderlich ist, eine monatliche Zulage in Höhe von 50 % der Differenz zur
Entgeltgruppe 8 in der individuellen Stufe, soweit diese Tätigkeiten mehr als die Hälfte ihrer
regelmäßigen Arbeitszeit ausmachen. Beim Zusammentreffen mehrerer angegebener Sach-
verhalte wird die Zulage nur einmal gezahlt. Für Tätigkeiten nach Buchstaben f) bisher auf der
Grundlage von einzelvertraglichen Vereinbarungen gezahlte Zulagen werden auf die Zulage
nach Buchstabe f) angerechnet. Beim Zusammentreffen der Zulagen nach Buchstabe e) und
Buchstabe f) wird nur die höhere Zulage gezahlt.“

3. In § 14 Absatz 2 wird der bisherige Buchstabe f) zu Buchstabe g) und der bisherige Buchstabe g)
zu Buchstabe h).

4. In § 14 Absatz 2 Buchstabe g) neu werden die bisherigen Worte „Buchstabe f)“ durch „Buchstabe
g)“ ersetzt.

Inkrafttreten: 1. Juli 2026

V. Zulagen nach § 14 Abs. 2 Buchstabe h) („Fachkraftzulage“)
§ 14 Absatz 2 Satz 1 Buchstabe h) wird zum 1. Juli 2026 wie folgt neu gefasst:
„h) in der
1. Entgeltgruppe 7 A Nr. 1a oder 8 A Nr. 1a mit ausdrücklich übertragenen

a) Tätigkeiten in der Pflege in Krankenhäusern gemäß § 107 Abs. 1 SGB V in der unmittelbaren
pflegerischen Patientenversorgung auf bettenführenden Stationen in Krankenhäusern
gemäß § 17b Abs. 4 Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) i. V. m. § 6a Krankenhausent-
geltgesetz (KHEntgG) oder

b) Tätigkeiten in der Pflege in Einrichtungen der Altenpflege oder
c) Tätigkeiten in der Pflege und in der Betreuung im Bereich Wohnen in stationären Einrich-

tungen der Eingliederungshilfe oder Jugendhilfe oder
d) Tätigkeiten in der palliativen Pflege oder palliativmedizinischen Versorgung in Hospizen

gemäß § 39a Abs. 1 SGB V oder
2. Entgeltgruppe 7 A Nr. 1b mit ausdrücklich übertragenen Tätigkeiten als Gruppenleiterin bzw.

Gruppenleiter in einer Werkstatt für Menschen mit Behinderungen (WfbM) im Bundesland

Amtsblatt der EKD Nr. 6/25   121



Nordrhein-Westfalen, soweit diese Tätigkeiten überwiegend in speziellen für Menschen mit
Behinderungen nach Hilfebedarfsgruppe 3 (gemäß Rahmenvertrag für Nordrhein-Westfalen
nach § 131 SGB IX, Stand 23.07.2019) eingerichteten Gruppen wahrgenommen werden,

eine monatliche Zulage in Höhe von 100 Euro. 2Die Zulage erhalten auch Mitarbeitende der
Anlage 1 Entgeltgruppe 8 B Nr. 1a, soweit ihnen zusätzlich zu den in Satz 1 unter Ziffer 1 genannten
Tätigkeiten entsprechende Leitungsaufgaben übertragen worden sind. 3Auf Basis einzelvertraglicher
Vereinbarungen gezahlte Zulagen für die in Satz 1 und Satz 2 genannten Tätigkeiten werden auf die
Zulagen nach Buchstabe h) angerechnet. 4Die Zulage nach Ziffer 1 Buchstabe d) für Tätigkeiten in der
palliativen Pflege oder palliativmedizinischen Versorgung wird nicht zusätzlich zu einer Zulage für
Tätigkeiten mit einer erforderlichen Fachweiterbildung in Palliative Care nach Absatz 2 Buchstabe
f) gezahlt.“
Inkrafttreten zum: 1. Juli 2026

VI. Schicht- und Wechselschichtzulage
1. Zum 1. September 2026 wird § 20 wie folgt geändert:

a) In § 20 Absatz 1 wird der Wert „150“ durch den Wert „200“ ersetzt.
b) In § 20 Absatz 3 wird der Wert „60“ durch den Wert „80“ ersetzt.
Inkrafttreten zum 1. September 2026

2. Zum 1. Juli 2027 wird § 20 wie folgt geändert:
a) In § 20 Absatz 1 wird der Wert „200“ durch den Wert „250“ ersetzt.
b) In § 20 Absatz 3 wird der Wert „80“ durch den Wert „100“ ersetzt.
Inkrafttreten zum 1. Juli 2027

VII. Vitaltag für Mitarbeitende mit mindestens 10 Jahren Beschäftigungszeit
Anlage 6 wird zum 1. Januar 2026 wie folgt gefasst:
„1Mitarbeitende, die nach Anlage 1 eingruppiert sind, und deren Beschäftigungszeit (§ 11a) im lau-
fenden Kalenderjahr zehn Jahre beträgt bzw. die bis Ablauf des laufenden Kalenderjahres eine Be-
schäftigungszeit (§ 11a) von 10 Jahren erreichen, erhalten in diesem Kalenderjahr – ab Erreichen dieser
Beschäftigungszeit – unabhängig von der Anzahl der Arbeitstage in der Woche einen zusätzlichen
arbeitsfreienTag (Vitaltag). 2Soweit der Vitaltag im Kalenderjahr nicht genommen werden konnte,
ist er wie ein Urlaubstag abzugelten. 3Im Übrigen richten sich die Regelungen für den Vitaltag nach
den Bestimmungen für den Erholungsurlaub. 4§ 25a Abs. 1 Sätze 2 und 3 gelten entsprechend.“
Inkrafttreten zum 1. Januar 2026
Außerkrafttreten mit Ablauf des 31. Dezember 2027

VIII. Beratungsstellen
In § 1b wird ein neuer Absatz 3 mit folgendem Wortlaut eingefügt:
„Für die in Beratungsstellen beschäftigten Mitarbeitenden kann alternativ der Dienstvertrag ent-
sprechend der Sätze 1 und 2 der Vorbemerkungen zu den Anmerkungen der Anlage 1 abgeschlossen
werden.“
Inkrafttreten zum 1. Juli 2026
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IX. Regelung zu weiteren Beschlussvorlagen und Beschlüssen
1. Beide Seiten verzichten darauf, zu Anträgen zum Beschluss von Arbeitsrechtsregelungen zu den

unter I. bis VIII. genannten Punkten, die vor dem 31. Oktober 2027 wirksam werden sollen, den
Schlichtungsausschuss anzurufen, auch wenn diese Anträge zuvor in der ARK.DD nicht die er-
forderliche Mehrheit gefunden hatten.

2. Der Antrag 2/2025 (Dienstgeberantrag Entgeltentwicklung 2026 Anlagen 1 e. a.) ist mit der Be-
schlussfassung erledigt.

3. Die Beteiligten wirken darauf hin, dass in der neuen Amtsperiode der ARK.DD spätestens im
Mai 2027 die Verhandlungen zur Anpassung der Arbeitsbedingungen aufgenommen werden.

B e r l i n, den 9. Juli 2025

Arbeitsrechtliche Kommission
der Diakonie Deutschland

Jörg K a m p s
Vorsitzender

B. Tabellenanhang

Anlage 2 AVR.DD
- gültig ab 1.September 2026 - (in Euro)

EG Einarbeitungsstu-
fe

Basisstufe Erfahrungsstufe 1 Erfahrungsstufe 2 Erfah-
rungs-
stufe 3

Entgelt Ver-
weil-
dauer
(Mona-
te)

Entgelt Ver-
weil-
dauer
Mona-
te

Entgelt Ver-
weil-
dauer
(Mona-
te)

Entgelt Ver-
weil-
dauer
(Mona-
te)

Entgelt

1 2.501,19 24 2.577,49
2 2.746,22 48 2.863,68
3 2.909,97 6 3.045,02 48 3.180,06
4 3.107,22 12 3.252,65 48 3.398,06
5 3.354,94 24 3.513,39 48 3.671,87 48 3.830,32
6 3.470,59 24 3.635,14 48 3.799,69 48 3.964,25
7 3.874,15 24 4.059,51 48 4.250,93 48 4.446,49 48 4.545,76
8 4.242,44 24 4.457,72 48 4.676,24 48 4.894,75 48 5.004,00
9 4.632,39 24 4.871,17 48 5.109,95 48 5.348,73 48 5.468,13
10 5.265,14 24 5.536,54 48 5.807,94 48 6.079,34 48 6.215,04
11 5.978,83 24 6.287,02 48 6.595,18 48 6.903,38 48 7.057,48
12 6.299,32 24 6.624,02 48 6.948,74 48 7.273,45 48 7.435,80
13 7.118,77 24 7.485,72 48 7.852,66 48 8.219,60 48 8.403,09

Anlage 5 AVR.DD
- gültig ab 1.September 2026 - (in

Euro)
Entgeltgruppe 110 v. H.

EG 1 2.751,31
EG 2 3.020,84
EG 3 3.349,52
EG 4 3.577,92
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Anlage 7a AVR.DD
- gültig ab 1. September 2026 -

Der Zuschlag gemäß § 3 Anlage 7a beträgt ab September 2026: 1,95 €

Anlage 9 AVR.DD
- gültig ab 1. September 2026 - (in Euro)

Entgelt-
gruppe

Stundenent-
gelt nach
§ 20 a Abs. 1

Zeitzuschlag
für Überstun-
den

Über-
stunde-
nentgelt
nach An-
lage 8

Zeitzu-
schlag für
Arbeiten
an Sonn-
tagen und
Wochen-
feiertage

Zeitzu-
schlag für
Arbeiten
an Wo-
chenfeier-
tagen, die
auf einen
Sonntag
fallen

Nachtar-
beitszu-
schlag

Sams-
tagszu-
schlag

30/25/20/15 v.
H.

35 v. H. 50 v. H. 25 v. H. 15 v. H.

1 15,34 4,60 19,94 5,37 7,67 3,84 2,30
2 16,84 5,05 21,90 5,89 8,42 4,21 2,53
3 18,68 5,60 24,28 6,54 9,34 4,67 2,80
4 19,95 4,99 24,94 6,98 9,97 4,99 2,99
5 21,55 5,39 26,93 7,54 10,77 5,39 3,23
6 22,29 5,57 27,87 7,80 11,15 5,57 3,34
7 24,90 6,22 31,12 8,71 12,45 6,22 3,73
8 27,34 5,47 32,81 9,57 13,67 6,83 4,10
9 29,88 4,48 34,36 10,46 14,94 7,47 4,48
10 33,96 5,09 39,05 11,88 16,98 8,49 5,09
11 38,56 5,78 44,34 13,50 19,28 9,64 5,78
12 40,63 6,09 46,72 14,22 20,31 10,16 6,09
13 45,91 6,89 52,80 16,07 22,96 11,48 6,89

Anlage 10a AVR.DD
- gültig ab 1. September 2026 - (in Euro)

Soweit die Ausbildungsbestimmungen nach abgelegtem Examen ein Praktikum zur Erlangung der
staatlichen Anerkennung vorschreiben, erhalten die Praktikantinnen und Praktikanten das nach-
stehende monatliche Ausbildungsentgelt:

I. Für die Berufe Entgelt Kinderzu-
schlag

der Sozialarbeiterin, des Sozialarbeiters 2.373,31 71,36
der Sozialpädagogin, des Sozialpädagogen 2.373,31 71,36
der Heilpädagogin, des Heilpädagogen 2.373,31 71,36
des pharm.-techn. Assistentin,
des pharm.-techn. Assistenten

2.048,79 68,00

der Altenpflegerin, des Altenpflegers 2.048,79 68,00
der Erzieherin, des Erziehers 2.048,79 68,00
der Heilerziehungspflegerin, des Heilerzieherungspflegers 2.048,79 68,00
der Kinderpflegerin, des Kinderpflegers 1.966,54 68,00
der Haus- und Familienpflegerin, des Haus- und Familienpflegers 1.966,54 68,00
der Rettungsassistentin, des Rettungsassistenten 1.966,54 68,00
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der Masseurin und med. Bademeisterin, des Masseurs und med. Bademeis-
ters

1.966,54 68,00

II. Auszubildende
Das Ausbildungsentgelt beträgt:
im ersten Ausbildungsjahr 1.350,00
im zweiten Ausbildungsjahr 1.400,00
im dritten Ausbildungsjahr 1.450,00
im vierten Ausbildungsjahr 1.500,00
III. im Pflegedienst
Schülerinnen und Schüler in der Krankenpflege,
Kinderkrankenpflege, Entbindungspflege und Altenpflege
im ersten Ausbildungsjahr 1.500,00
im zweiten Ausbildungsjahr 1.575,00
im dritten Ausbildungsjahr 1.650,00
Schülerinnen und Schüler in der Krankenpflegehilfe und in der Altenpfle-
gehilfe

1.425,00

Anlage 10/III AVR.DD
- gültig ab 1. Juli 2027 - (in Euro)

Ausbil-
dungs-
jahr

Ausbil-
dungsent-
gelt nach
§ 7 Anlage
10/III

Stun-
denent-
gelt
nach
§ 20 a
Abs. 1

Zeitzu-
schlag
für Über-
stunden

Über-
stunde-
nentgelt
nach der
Anlage 8

Zeitzu-
schlag für
Arbeiten
an Sonnta-
gen und
Wochen-
feiertagen

Zeitzu-
schlag für
Arbeiten an
Wochen-
feiertagen,
die auf ei-
nen Sontag
fallen

Nachtar-
beitszu-
schlag

Sams-
tagszu-
schlag

30 v. H. 30 v. H. 35 v. H. 50 v. H. 25 v. H. 15 v. H.
1 1.500,00 8,85 2,66 11,51 3,10 4,43 2,21 1,33
2 1.575,00 9,29 2,79 12,08 3,25 4,65 2,32 1,39
3 1.650,00 9,73 2,92 12,65 3,41 4,87 2,43 1,46

Schicht- und Wechselschichtzulage
- gültig ab 1. Juli 2027 - (in Euro)

Wechselschichtzulage nach § 7 Abs. 4
i.V.m. § 20 Abs. 1

187,50

Schichtzulage nach § 7 Abs. 4 i.V. m. § 20
Abs. 3

75,00

Vertretungszuschlag
(in Euro)

Vertretungszuschlag I nach § 7 Abs. 4
i.V.m. § 20b Abs. 1 Satz 4

22,50

Vertretungszuschlag II nach § 7 Abs. 4
i.V.m. § 20b Abs. 1 Satz 5

33,75

Vertretungszuschlag III nach § 7 Abs. 4
i.V.m. § 20b Abs. 2

45,00
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B. Gliedkirchliche Zusammenschlüsse

Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Nr. 19
Änderung der Geschäftsordnung des Präsidiums der

Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland.

Vom 20. März 2025

Das Präsidium hat gemäß Artikel 9 Absatz 5 Satz 2 der Grundordnung der Union Evangelischer Kir-
chen in der Evangelischen Kirche in Deutschland folgenden Beschluss gefasst:
1. Die Geschäftsordnung für das Präsidium der Union Evangelischer Kirchen in der EKD vom

18. Oktober 2003, zuletzt geändert am 23. März 2023 (ABl. EKD S. 32) wird wie folgt geändert:
§ 4a Absatz 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst:
„Die Wahl der Vorstands wird durch Handzeichen vorgenommen, sofern nicht ein Mitglied des
Präsidiums die geheime Wahl verlangt.“

2. Diese Änderung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.
H a n n o v e r, den 20. März 2025

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland
Dorothee W ü s t

Vereinigte Evangelisch-Lutherische Kirche Deutschlands

Nr. 20
Nachberufung eines Mitglieds in den 2. Senat des

Verfassungs- und Verwaltungsgerichts der
Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands.

Vom 13. März 2025

Die Kirchenleitung der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands hat, nach Aus-
scheiden von Herrn stellvertretendem Direktor des Arbeitsgerichts Hannover Dr. Axel v o n  d e r
S t r a t e n als juristisches Mitglied des 2. Senat des Verfassungs- und Verwaltungsgerichts der Ver-
einigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands, in ihrer Sitzung am 13. März 2025 gemäß
§ 4 Absatz 2 des Kirchengesetzes über die Errichtung eines Verfassungs- und Verwaltungsgerichts
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands (KGErrVVG) in der Fassung vom
1. November 1978 (ABl. VELKD Bd. V, S. 142) im Einvernehmen mit der Bischofskonferenz der Verei-
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nigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands nachfolgendes juristisches Mitglied für die
laufende Amtszeit bis 31. Dezember 2028 nachberufen:

Richter am Landgericht Hannover
Dr. iur. Patrick J a a p

H a n n o v e r, den 13. März 2025
Vereinigte Evangelisch-Lutherische

Kirche Deutschlands
Der Leitende Bischof

Ralf M e i s t e r

Nr. 21
Geschäftsverteilungsplan des Verfassungs- und Verwaltungsgerichts der

Vereinigten Evangelisch-Lutherischen Kirche Deutschlands
für die Zeit vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2026.

Vom 21. Mai 2025

Das Präsidium des Verfassungs- und Verwaltungsgerichts hat gemäß § 5 Abs. 4 Satz 2 des Kirchen-
gesetzes über die Errichtung eines Verfassungs- und Verwaltungsgerichts die Geschäftsverteilung
auf die Senate und die Vertretung in den Senaten für die Amtszeit vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember
2026 wie folgt neu beschlossen:

I. Geschäftsverteilung
1. Der erste Senat ist zuständig für:

a) Verfassungsstreitigkeiten (§ 2 Abs. 1 Nr. 1 KGErrVVG),
b) Rechtsmittelverfahren aus der Nordkirche (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 a KGErrVVG),
c) Verwaltungsstreitigkeiten aus Verwaltungsakten der Vereinigten Kirche (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 c

KGErrVVG).
2. Der zweite Senat ist zuständig für:

a) weitere Verwaltungsstreitigkeiten (§ 2 Abs. 1 Nr. 2 a und b KGErrVVG),
b) Rechtsmittelverfahren aus den Gliedkirchen Braunschweig, Hannover, Sachsen und

Schaumburg-Lippe (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 a KGErrVVG), der Evangelisch-Lutherischen Kirche in
Oldenburg und der Konföderation evangelischer Kirchen in Niedersachsen (§ 2 Abs. 1 Nr. 3
b KGErrVVG),

c) andere durch Kirchengesetze der Gliedkirchen dem Verfassungs- und Verwaltungsgericht
übertragene Aufgaben (§ 2 Abs. 1 Nr. 4 KGErrVVG).

3. Der dritte Senat ist zuständig für:
Rechtsmittelverfahren aus den Gliedkirchen Bayern und der Evangelischen Kirche in Mittel-
deutschland (§ 2 Abs. 1 Nr. 3 a KGErrVVG).

II. Stellvertretung
1. Vertretung im Vorsitz der Senate:

a) Der Vorsitzende des ersten Senates, Präsident des Verwaltungsgerichts Dr. Bert S c h a f f-
a r z i k, wird durch Vorsitzenden Richter am Verwaltungsgericht Michael M a t t h i e s ver-
treten.

b) Der Vorsitzende des zweiten Senates, Prof. Dr. Claus Dieter C l a s s e n, wird durch Richterin
am Oberlandesgericht Dr. Steffi N o b i s vertreten.

c) Der Vorsitzende des dritten Senates, Vorsitzender Richter am Oberverwaltungsgericht
Dr. Christoph H e y d e m a n n, wird durch Vorsitzende Richterin am Oberlandesgericht
Elke E i m t e r b ä u m e r vertreten.
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2. Die Vertretung der übrigen Mitglieder des Senates:
Die Mitglieder der einzelnen Senate vertreten sich – getrennt nach rechtskundigen und geist-
lichen Mitgliedern – untereinander in der Reihenfolge ihrer Benennung im Beschluss des Prä-
sidiums vom 28. Juni 2025 über die Zahl und Besetzung der Senate. Die senatsinterne Geschäfts-
verteilung für die im Einzelfall zuständige Sitzgruppe hat Vorrang. Ist auf diese Weise eine Ver-
tretung nicht möglich, ist im ersten Senat dasjenige Mitglied des zweiten Senates berufen, dem
im Beschluss des Präsidiums vom 28. Juni 2025 über die Zahl und Besetzung der Senate dieselbe
arabische Nummer beigelegt ist. Bei einem Vertretungsfall im zweiten Senat sind nach Maßgabe
von Satz 3 die Mitglieder des dritten Senates berufen, bei einem Vertretungsfall im dritten Senat
die Mitglieder des ersten Senates.

III. Auslegung des Geschäftsverteilungsplanes
Bei der Auslegung der Geschäftsverteilung entscheidet in Zweifelsfällen das Präsidium.

IV. Anhängige Verfahren
Die Geschäftsverteilung gilt auch für bis zum 31. Dezember 2022 anhängige und noch nicht abge-
schlossene Verfahren.
C h e m n i t z, den 6. Mai 2025

Der Präsident des Verfassungs- und Verwaltungsgerichts
der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen

Kirche Deutschlands
Dr. Bert S c h a f f a r z i k

G r e i f s w a l d, den 19. Mai 2025
Der Vizepräsident des Verfassungs- und Verwaltungsgerichts

der Vereinigten Evangelisch-Lutherischen
Kirche Deutschlands

Prof. Dr. Claus Dieter C l a s s e n
R o s t o c k, den 21. Mai 2025

Dr. Ulrich M ü l l e r

C. Mitteilungen

Evangelische Landeskirche in Württemberg –
Verlust der Rechte aus der Ordination

Gemäß § 5 Absatz 3 des Pfarrdienstgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland wird mitgeteilt,
dass Herr Heiko Bräuning mit Wirkung vom 14. November 2023 die Rechte aus der Ordination ver-
loren hat.
S t u t t g a r t, den 8. Mai 2025

Evangelischer Oberkirchenrat
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Evangelische Landeskirche in Württemberg –
Verlust der Rechte aus der Ordination

Gemäß § 5 Absatz 3 des Pfarrdienstgesetzes der Evangelischen Kirche in Deutschland wird mitgeteilt,
dass Frau Dr. Isabelle Fries mit Wirkung vom 23. November 2022 die Rechte aus der Ordination ver-
loren hat.
S t u t t g a r t, den 8. Mai 2025

Evangelischer Oberkirchenrat
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Ihr Weg zu uns:

Tel. 0431 59 49 99-555 
kontakt@kirchenshop.de 

Jetzt kostenlos

registrieren auf

www.kirc
henshop

.de

Die ganzen Geschichten auf www.fuerunsermorgen.de

Es ist Zeit für eine Veränderung. Eine nachhaltige Lebensweise beginnt oft im Konsum-
verhalten. Weniger dafür hochwertiger. Langsamer dafür intensiver. Simone, Thomas, 
Teresa, Nadine und Müge machen es uns vor, den Arbeitsalltag mit Leichtigkeit nach-
haltig gestalten. Ob Upcycling von vergessenen Ressourcen über das Weglassen von 
Auto und Co. bis hin zum gemeinsamen Anpacken im KiTa eigenen Gemüsegarten. 
Lassen Sie sich von unseren Nachhaltigkeitsvorbildern inspirieren!

Seien auch Sie Vorbild und 
registrieren Sie sich jetzt bei 
uns im Shop!

DIE UMWELT SCHONEN.
NACHHALTIGKEIT LEBEN. 

45
85

3
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